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Termine Steuern / Sozialversicherung Juni / Juli 2018

Steuerart Fälligkeit

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 11.06.2018 1 10.07.2018 2

Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

11.06.2018 Entfällt

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 11.06.2018 Entfällt

Umsatzsteuer 11.06.2018 3 10.07.2018 4

Ende der Schonfrist Überweisung 5

obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch: Scheck 6

14.06.2018 13.07.2018

08.06.2018 06.07.2018

Sozialversicherung 7 27.06.2018 27.07.2018

Kapitalertragsteuer,
Solidaritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfal-
lende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteils-
eigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

Einkommensteuer

Hälftiges Miteigentum an außer-
häuslichem Arbeitszimmer
Ein Ehepaar kaufte zwei Wohnungen 
in einem Mehrfamilienhaus, die dann 
jeweils im hälftigen Miteigentum der 
Ehepartner standen. Dafür nahm das 
Ehepaar gemeinsam ein Darlehn auf. 
Zins und Tilgung zahlten sie von ihrem 
gemeinsamen Konto. Eine der Woh-
nungen nutzte die Ehefrau als steuer lich 
anerkanntes außerhäusliches Arbeits-
zimmer. Das Finanzamt berücksichtigte 
die nutzungsabhängigen Kosten wie 
Energie- und Wasserkosten in voller 
Höhe als Werbungskosten, während 
es Abschreibung und Schuldzinsen nur 
zur Hälfte zum Abzug zuließ.
 Der Bundesfi nanzhof bestätigte die 
Auffassung des Finanzamts. Bei ge-
meinschaftlichem Erwerb einer Woh-
nung ist davon auszugehen, dass jeder 

1 Für den abgelaufenen Monat.
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das 

abgelaufene Kalendervierteljahr.
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für 

den vorletzten Monat.
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für 

den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauer-
fristverlängerung) für das abgelaufene Kalendervierteljahr.

5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen 
müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-
raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben 
werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis 
der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt.

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung 
erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung 
erteilt werden.

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am dritt-
letzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um 
Säumniszuschläge zu vermeiden, empfi ehlt sich das Last-
schriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. 
am 25.06.2018/25.07.2018) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der 
Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung 
durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, 
wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag 
nach Feiertagen fällt.

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Kosten für ein außerhäusliches Arbeitszimmer können grundsätzlich unbe -
schränkt abgezogen werden. Einschränkungen kann es aber geben, wenn es 
sich im Miteigentum befi ndet.

Wer als privat Versicherter Krankheitskosten teilweise selbst trägt, erhält unter 
Umständen eine Beitragsermäßigung bei seiner Krankenversicherung. Eine 
steuer mindernde Berücksichtigung der Krankheitskosten als Sonderausgaben 
ist allerdings nicht möglich. Die Kosten können allenfalls als außergewöhnliche 
Belastung geltend gemacht werden.

Die Ferienzeit steht vor der Tür. Viele Schüler sind auf der Suche nach einem 
Ferienjob. Arbeitgeber sollten hier wissen, dass Ferienjobs für Schüler regel-
mäßig sozialversicherungsfrei sind. 

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Blitzlicht-Ausgabe oder zu anderen 
Themen? Bitte sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gern.

Baumeister-tungl & Hundseder
steuerBeratungsgesellscHaft mBH
landwirtscHaftlicHe BucHstelle

weichselgasse 10 · 84030 ergolding
Y 0871 97529-0 · fax 0871 97529-50
info@steuerberater-ergolding.de
www.steuerberater-ergolding.de



Miteigentümer die Anschaffungskos-
ten entsprechend seinem Miteigen-
tumsanteil getragen hat. Grundstücks -
orientierte Kosten wie Abschreibung, 
Grundsteuern, Versicherungen und 
Schuldzinsen können daher nur ent-
sprechend den Miteigentumsanteilen 
zu Werbungskosten führen.

Bewertung des privaten Nutzungs-
werts von Importfahrzeugen
Wird der private Nutzungswert eines 
mehrheitlich betrieblich genutzten 
Kraftfahrzeugs nach der 1 %-Methode
ermittelt, ist dessen inländischer Brutto -
listenpreis zugrunde zu legen. Bei Im-
portfahrzeugen, für die es keine inlän-
dischen Bruttolistenpreise gibt, ist nach 
einem Urteil des Bundesfi nanzhofs wie 
folgt vorzugehen:
 Ist das Fahrzeug mit einem bau-
und typengleichen inländischen Fahr-
zeug vergleichbar, ist dessen Bruttolis-
tenpreis anzusetzen. Andernfalls kann 
man sich an den inländischen Endver-
kaufspreisen freier Importeure orien-
tieren. Im entschiedenen Fall wurde 
der tatsächlich in Rechnung gestellte 
Bruttopreis zugrunde gelegt.

 Ein ausländischer Listenpreis kann 
nicht angesetzt werden. Dieser spie-
gelt nicht die Preisempfehlung des Her -
stellers wider, die für den inländischen 
Neuwagenmarkt gilt.

National und international tätiger  
Fußballschiedsrichter erzielt 
 Einkünfte aus Gewerbebetrieb
Der Bundesfi nanzhof hat entschieden, 
dass Fußballschiedsrichter selbststän-
dig, also nicht als Arbeitnehmer tätig 
sind und auch am allgemeinen wirt-
schaftlichen Verkehr teilnehmen. Sie 

erzielen Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
und unterliegen der Gewerbesteuer. 
Damit war ein deutscher Schiedsrichter, 
der im Ausland auch Spiele der inter-
nationalen Fußballverbände FIFA und 
UEFA geleitet hatte, mit seiner Anfech-
tung der vom Finanzamt erlassenen 
Gewerbesteuermessbescheide nicht er-
folgreich.
 Der Bundesfi nanzhof urteilte da-
rüber hinaus, dass der Schiedsrichter 
an ausländischen Spielorten keine Be-
triebsstätte begründet hatte. Einzige 
Betriebsstätte war allein die inländi-
sche Wohnung des Schiedsrichters als 
Ort der Geschäftsleitung. Damit unter-
liegen auch die ausländischen Einkünf-
te der deutschen Gewerbesteuer.
 Obwohl sich der Schiedsrichter  
während der von ihm geleiteten Fuß-
ballspiele körperlich betätigte, erkann-
te ihn das Gericht nicht als Sportler 
im Sinne der Regelungen einiger Dop-
pel besteuerungsabkommen an. So mit
liegt das Besteuerungsrecht seiner Ein-
künfte  bei der Bundesrepublik Deutsch-
land und nicht bei dem Staat, in dem 
das Fußballspiel stattgefunden hat.

Krankheitskosten sind keine 
S onderausgaben
Privat Krankenversicherte können oft 
eine Beitragserstattung erhalten, in-
dem sie einen Teil ihrer Krankheitskos-
ten selbst tragen. Diese selbst getra-
genen Kosten können jedoch nicht als 
Beiträge zur Krankenversicherung im 
Rahmen des Sonderausgabenabzugs 
berücksichtigt werden. Mit dieser Ent-
scheidung führt der Bundesfi nanzhof 
seine Rechtsprechung zur Kostentra-
gung bei einem Selbstbehalt fort.
 Nur solche Ausgaben sind als Bei-
träge zu Krankenversicherungen ab-
ziehbar, die im Zusammenhang mit der 
Erlangung des Versicherungsschutzes 
stehen. Nur diese dienen letztlich der 
Vorsorge.

Hinweis
Übersteigen die selbst getragenen 
Krankheitskosten die zumutbare Be-
lastung, können sie möglicherweise
aber als außergewöhnliche Belas-
tung abziehbar sein.

Gesellschaft/Gesellschafter

Veräußerung von Anteilen und 
Erwerb durch die GmbH
Veräußert ein Gesellschafter seine An-
teile an die GmbH, an der er beteiligt 
ist, stellt dies ein Veräußerungsgeschäft
dar. Die dazu gesellschaftsintern vorzu-
nehmende Umgliederung einer freien 
Gewinnrücklage in eine zweckgebun-
dene Rücklage führt nicht zu nachträg-
lichen Anschaffungskosten des veräu-
ßernden Gesellschafters.
 Grundsätzlich können nur solche 
Aufwendungen des Gesellschafters den
(nachträglichen) Anschaffungskosten 
einer Beteiligung zugeordnet werden, 
die zu einer offenen oder verdeckten 
Einlage in das Kapital der Gesellschaft 
führen.
 Dass die Umgliederung nun nicht 
zu nachträglichen Anschaffungskosten 
führt, lässt sich damit begründen, dass 
zum Zeitpunkt der Umgliederung kein 
Anspruch auf Gewinnausschüttung be-
steht, weil es keinen Gewinnverteilungs-
beschluss gibt. Auch kann diese Umglie-
derung nicht einer Kapitalzuführung
des Gesellschafters von außen gleich-
gestellt werden. Ebenso sind die han-
delsrechtlichen Änderungen durch das 
Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz 
unbeachtlich. Sie betreffen alleine die 
Gesellschaftsebene und haben keine 
Auswirkung auf die steuerliche Beur-
teilung des Vorgangs beim veräußern-
den Gesellschafter.
(Quelle: Urteil des Bundesfi nanzhofs)

Arbeitnehmer/Arbeitgeber

Musikschullehrerin kann freie 
Mitarbeiterin sein
Über den arbeitsrechtlichen Status ei-
ner Musikschullehrerin, d. h. über die 
Frage, ob sie Arbeitnehmerin oder 
freie Mitarbeiterin war, hatte das Bun-
desarbeitsgericht zu entscheiden. Die 
Lehrerin hatte auf Feststellung des 
Bestehens eines Arbeitsverhältnisses 
geklagt. Das Gericht sah sie jedoch als 
freie Mitarbeiterin an.
 Anders als im Falle allgemeinbilden-
der Schulen, wo die Lehrkräfte in aller 
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Regel als Arbeitnehmer einzustufen 
seien, sind Musikschullehrer nur dann 
als Arbeitnehmer anzusehen, wenn die 
Vertragsparteien dies vereinbart haben 
oder im Einzelfall Umstände hinzutre-
ten, die auf den für das Bestehen eines
Arbeitsverhältnisses erforderlichen Grad
persönlicher Abhängigkeit schließen 
lassen. Als solche Umstände kommen 
das Recht des Schulträgers, die zeitliche
Lage der Unterrichtsstunden einseitig
zu bestimmen, den Unterrichtsgegen-
stand oder Art und Ausmaß der Neben- 
arbeiten einseitig festzulegen, eine 
in ten sivere Kontrolle nicht nur des je-
weiligen Leistungsstands der Schüler, 
sondern auch des Unterrichts selbst 
oder die Inanspruchnahme sonstiger 
Weisungsrechte in Betracht.
 Daran fehlte es jedoch im vorlie-
genden Fall. Ein Honorarvertrag be-
zeichnete die Klägerin als freie Mitar-
beiterin. Er räumte der Musikschule 
keinerlei Weisungsrechte ein. Im Ein-
zelunterricht konnte die Klägerin die 
Termine frei vereinbaren. Ausgefallene 
Stunden waren nachzuholen. Das alles 
sprach für ein freies Mitarbeiterverhält-
nis.

Schwangere bei Massen-
entlassungen nicht immer 
 geschützt
Schwangeren Arbeitnehmerinnen darf 
nach europäischem Recht im Rahmen 
von Massenentlassungen grundsätz-
lich gekündigt werden. Dies hat der Ge-
richtshof der Europäischen Union ent-
schieden. Der Kündigungsgrund hänge
in diesem Falle nicht mit der Schwan-
gerschaft zusammen. Der Gekündigten 
müssen dabei aber die Gründe und 
sachlichen Kriterien für ihre Kündi-
gung mitgeteilt werden, nach denen 
sie gekündigt wurde.

Hinweis
Auch nach deutschem Recht ist da-
nach die Kündigung einer Schwan-
geren im Rahmen einer Massenent-
lassung nicht ausgeschlossen. Aller-
dings bedarf sie der Zustimmung 
der zuständigen obersten Landes-
behörde, die über einen weiten Er-
messensspielraum verfügt.

Wohnungseigentümer/
Vermieter/Mieter

Erhöhte Absetzung für eine 
 Eigentumswohnung
Die Erwerber eines Penthouses mach-
ten nach dessen Fertigstellung Sonder -
abschreibungen geltend. Die Woh-
nung war vollständig auf ein vorhan-
denes denkmalgeschütztes Gebäude 
eines Mehrfamilienhauses aufgebaut 
worden. Obwohl die Eigentümer eine 
entsprechende Bescheinigung der zu-
ständigen Gemeindebehörde vorleg-
ten, lehnte das Finanzamt die Inan-
spruchnahme der erhöhten Absetzung 
mit der Begründung ab, es handele 
sich hier um einen Neubau.
 Der Bundesfi nanzhof machte deut-
lich, dass allein eine solche Bescheini-
gung maßgebend für die Inanspruch-
nahme erhöhter Absetzungen ist. Das 
Finanzamt hat diese im Besteuerungs-
verfahren ohne weitere Rechtmäßig-
keitsprüfung zugrunde zu legen, es sei 
denn, die Bescheinigung wäre nichtig 
und deshalb unwirksam. Dies traf in 
dem geschilderten Fall nicht zu, sodass 
die Sonderabschreibung zu Recht in 
Anspruch genommen wurde.

Abzug nachträglicher Schuldzinsen 
bei Vermietungseinkünften
Fallen nach der Veräußerung eines Ver-
mietungsobjekts hierfür noch Schuld-
zinsen an, können sie steuerlich inso-
weit noch als Werbungskosten geltend
gemacht werden, als der Verkaufspreis 
nicht zur Darlehnstilgung ausreicht. 
Wird das Darlehn aber nicht zurückge-
zahlt, weil hierfür bspw. hohe Vorfäl-
ligkeitsentschädigungen anfallen, sind
die Schuldzinsen auch dann nicht ab-
zugsfähig, wenn der Steuerpfl ichtige 
behauptet, vom Verkaufspreis ein an-
deres Vermietungsobjekt kaufen zu 
wollen. Allein die Absicht genügt nach 
einem Urteil des Bundesfi nanzhofs 
nicht. Die angebliche Investitionsab-
sicht in ein noch zu erwerbendes und 
nicht bestimmtes Vermietungsobjekt 
reicht nicht aus, um den notwendigen 
wirtschaftlichen Zusammenhang mit 
den Einkünften aus Vermietungstätig-
keit zu begründen.

Ferienjobs sind für Schüler 
 sozialversicherungsfrei
Schüler können in den Ferien im Rah-
men eines kurzfristigen Beschäf ti-
gungsverhältnisses unbegrenzt Geld
verdienen, ohne sozialversicherungs-
pfl ichtig zu werden. Voraussetzung 
dafür ist, dass die Dauer des Ferien-
jobs bei einer Arbeitswoche von 
mindestens fünf Tagen höchstens 
drei Monate beträgt. Bei einer Ar-
beitswoche unter fünf Tagen dürfen 
gesamt 70 Arbeitstage nicht über-
schritten werden. Eine geringfügige 
Beschäftigung liegt jedoch nicht 
mehr vor, wenn diese berufsmäßig 
ausgeübt wird und das Arbeitsent-
gelt 450 € im Monat übersteigt.
 Wird die Beschäftigung in einem 
Kalenderjahr über diesen kurzen 
Zeitraum hinaus fortgesetzt und ein 
Arbeitsentgelt von bis zu 450 € im 
Monat gezahlt, sind die Vorschriften
für die sogenannten Minijobs anzu-
wenden.

Beispiel
Schüler Paul arbeitet erstmals in 
den Sommerferien vom 5. Juli bis 
17. August 2018 montags bis frei-
tags in einer Firma und erhält dafür 
ein Entgelt von insgesamt 1.000 €. 
Es entsteht keine Sozialversiche-
rungspfl icht, weil er nicht mehr als 
drei Monate arbeitet. Am 1. Okto-
ber 2018 vereinbaren sie, dass Paul 
fortan für monatlich 450 € weiter-
arbeitet. Ab diesem Tag hat der Ar-
beitgeber pauschale Sozialversiche-
rungsabgaben, Pauschalsteuer und 
Umlagen an die Minijob-Zentrale 
der Bundesknappschaft zu entrich-
ten. Außerdem wird ein Arbeitneh-
meranteil zur Rentenversicherung 
einbehalten, sofern Paul keine Befrei-
ung von der Rentenversicherungs-
pfl icht beantragt.

Hinweis

Wegen weiterer zu beachtender 
Vorschriften (z. B. Gesetz zur Stär-
kung der Tarifautonomie) sollte eine 
Abstimmung mit dem Steuerberater 
erfolgen.

Steuern /// Recht /// Wirtschaft
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Der Mieter habe das Recht, die er-
stellte Betriebskostenabrechnung des 
Vermieters zu prüfen und hierzu alle 
erforderlichen Unterlagen des Vermie-
ters einzusehen, soweit dies zur sach-
gerechten Überprüfung erforderlich ist.

Verfahrensrecht

Erteilung einer verbindlichen 
 Auskunft: Anforderung an die 
 Darstellung des noch nicht ver-
wirklichten Sachverhalts
Ein Hobbypilot hatte sich an sein Fi-
nanzamt gewandt und um Erteilung 
einer verbindlichen Auskunft gebeten. 
Er nutzte ein Flugzeug, dessen Eigen-
tümer ein US-amerikanischer Trust war, 
deren Begünstigter er selbst war. Eine 
weitere Gesellschaft war als Treuhän-
der des rechtlichen Eigentümers in die
US-amerikanische Luftfahrzeugrolle ein-
getragen. Der Pilot wollte u. a. wissen, 
welche umsatzsteuerlichen Folgen eine 
Änderung der Eigentümerstruktur hät-
te. Das Finanzamt lehnte die Erteilung 
einer verbindlichen Auskunft ab. Man 
begründete dies damit, dass der Sach-
verhalt nicht ausreichend beschrieben 
und außerdem Verträge dazu nur un-
vollständig vorgelegt worden seien.
 Das Finanzgericht Nürnberg hat sich 
dieser Auffassung angeschlossen. Vo-
raussetzung für eine verbindliche Aus-
kunft ist, dass eine umfassende und in 
sich abgeschlossene Darstellung des
zum Zeitpunkt der Antragstellung noch
nicht verwirklichten Sachverhalts vor-
liegt. Ist in diesem Zusammenhang ein 
Vertrag maßgebend, so ist grundsätz-
lich der vollständige Vertragsentwurf 
einzureichen.

Sonstiges

Feststellung der Zahlungsunfähig-
keit einer GmbH
Tritt bei einer GmbH Zahlungsunfähig-
keit ein, muss der Geschäftsführer einen 
Insolvenzantrag stellen und darf grund-
sätzlich keine Zahlungen mehr leisten. 
Verstößt der Geschäftsführer gegen 
seine Insolvenzantragspfl icht, muss er 

mit erheblichen straf- und zivilrechtli-
chen Konsequenzen rechnen.
 Zahlungsunfähigkeit bedeutet, dass 
der Schuldner die fälligen Zahlungs-
pfl ichten nicht erfüllen kann. Sie liegt 
regelmäßig vor, wenn der Schuldner 
nicht in der Lage ist, innerhalb von drei 
Wochen die benötigten Finanzmittel 
zu beschaffen, um die Liquiditätslücke 
auf unter 10 % zurückzuführen.
 Nach Auffassung der zuständigen
Senate für Insolvenz- und Strafrecht des 
Bundesgerichtshofs sind in der Liqui-
ditätsbilanz zur Feststellung der Zah-
lungsunfähigkeit die im maßgeblichen
Zeitpunkt verfügbaren und innerhalb 
von drei Wochen fl üssig zu machenden 
Mittel zu den am selben Stichtag fälli-
gen und eingeforderten Verbindlichkei-
ten in Beziehung zu setzen. Für die Be-
rechnung nicht explizit erwähnt werden
die innerhalb von drei Wochen nach 
dem Stichtag fällig werdenden und 
eingeforderten Verbindlichkeiten, sog. 
Passiva II.
 Der für das Gesellschaftsrecht zu-
ständige Senat des Bundesgerichtshofs 
hat in seiner Rechtsprechung nunmehr 
ausdrücklich verlangt, dass bei Prüfung 
der Zahlungsunfähigkeit auch die Pas-
siva II einbezogen werden.

Hinweis
Ob sich die anderen Senate dieser
Rechtsauffassung anschließen, bleibt
abzuwarten. GmbH-Geschäftsfüh-
rern ist aber dringend zu empfeh-
len, bei der Prüfung der Zahlungs-
unfähigkeit der GmbH heute schon 
die Passiva II zu berücksichtigen.

Vermieter trägt Darlegungs-
und Beweislast bei Betriebs-
kostenabrechnung
Stellt ein Vermieter extrem hohe Nach-
forderungen im Rahmen der Betriebs-
kostenabrechnung, hat er für die erho-
bene Forderung den Beweis zu erbrin-
gen, dass die abgerechneten Kosten 
auch tatsächlich angefallen sind. Der 
Mieter muss den Nachforderungsbe-
trag nicht zahlen, wenn die ernsthafte 
Möglichkeit eines offensichtlichen Feh-
lers in der Abrechnung besteht. Dies
hat der Bundesgerichtshof entschieden.
In dem entschiedenen Fall sollte ein 
Mieter für seine Wohnung in einem 
Mehrfamilienhaus eine ungewöhnlich 
hohe Nachzahlung leisten. Er sollte an -
geblich fast die Hälfte der Heizenergie
des gesamten Mehrfamilienhauses ver -
braucht haben, wobei seine Wohnung 
gerade einmal 13 % der gesamten 
Wohnfl äche ausmachte. Der Mieter 
forderte die Vorlage der Ablesebelege 
der Verbrauchseinheiten für die übri-
gen Wohnungen und verweigerte die 
Nachzahlung. Der Vermieter verwei-
gerte die Einsichtnahme in die Unter-
lagen und klagte auf Zahlung der Be-
triebskosten.
 Nach Auffassung des Gerichts hat 
der Mieter zu Recht die Nachzahlung 
verweigert. Denn nicht der Mieter habe 
die Unrichtigkeit der Abrechnung dar-
zulegen und zu beweisen, sondern der 
Vermieter deren Richtigkeit. Zudem sei 
der Mieter zur Zahlungsverweigerung 
berechtigt gewesen, da ihm die Ab-
rechnungsunterlagen nicht vollständig 
zur Verfügung gestellt worden seien. 
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